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Strafrecht

Das Bundesarbeitsgericht (BAG)
hat sich mit einem praxisrele-
vanten Problem auseinanderge-
setzt, über das es zu berichten
lohnt:

In dem Urteil BAG vom
19.02.2015 (8 AZR 1011/13) ging
es um die Frage, ob ein Arbeit-
geber im Rahmen seiner Inter-
netpräsenz Bilder von solchen
Mitarbeitern weiter nutzen darf,
die durch Kündigung aus einem
Unternehmen ausgeschieden
sind.

Im Jahr 2008 hat ein Unternehmen
aus dem Bereich der Kälte- und
Klimatechnik einen Werbefilm über
das eigene Unternehmen mit einer
Länge von etwa 5 Minuten gedreht.
Im Rahmen dieses Films ist ein als
Monteur beschäftigter Mitarbeiter
in 2 Sequenzen für wenige Sekun-
den zu sehen. Der Arbeitnehmer
hatte wie auch die weiteren 31
Mitarbeiter des Unternehmens
schriftlich seine Einwilligung zur
Verwendung des Films zu Werbe-
zwecken erteilt. Das Unternehmen
präsentierte den Film auf der Web-
site, um die eigenen Produkte und
Dienstleistungen zu bewerben.

Nachdem der Monteur im Jahr
2011 aus dem Unternehmen ausge-
schieden war, forderte er von dem
vormaligen Arbeitgeber, das Video
von der Homepage zu entfernen.
Er widerrief eine möglicherweise
erteilte Einwilligung für die Verwen-
dung des Films auch nach seinem
Ausscheiden. Das Unternehmen
zeigte sich zunächst bereit, das Vi-
deo von der Website zu entfernen,
behielt sich jedoch vor, es jederzeit
wieder einzustellen. Der vormalige
Mitarbeiter nahm gerichtliche Hilfe
in Anspruch und forderte von dem
Unternehmen die Unterlassung der
Nutzung des Videos sowie ebenfalls
Schmerzensgeld i.H.v. 3 Monatsge-
hältern für die unberechtigte Nut-

zung über das Ende seines Beschäf-
tigungsverhältnisses hinaus.

Wie bereits die Vorinstanzen ent-
schied auch das BAG, die Ansprüche
des Arbeitnehmers zu verneinen.

Sofern ein Arbeitnehmer in einem
Internetauftritt des Arbeitgebers zu
sehen ist, und er schriftlich darin
eingewilligt hat, dass der Arbeitge-
ber das Video im Rahmen seiner Öf-
fentlichkeitsarbeit verwenden und
ausstrahlen darf, so erlischt diese
Befugnis nicht automatisch mit Be-
endigung des Arbeitsverhältnisses.
Will der Beschäftigte die weitere
Nutzung verhindern, so muss er sei-
ne Einwilligung widerrufen. Für den
Widerruf muss jedoch ein plausibler
Grund vorliegen, so der zur Ent-
scheidung berufene Senat des BAG.

Der Mitarbeiter berief sich darauf,
dass seine etwaig erteilte Einwilli-
gung nicht über das Ausscheiden
aus dem Arbeitsverhältnis hinaus-
gehend erteilt worden sei. So habe
er die Einwilligung als Arbeitnehmer
des Unternehmens, nicht jedoch
als Privatperson erteilt. Zumindest
habe er die Einwilligung nach Been-
digung der Tätigkeit für das Unter-
nehmen widerrufen können, denn
es sei das legitime Interesse eines
Arbeitnehmers, nach dem Ausschei-
den aus einem Unternehmen nicht
mehr mit dem Arbeitgeber in Zu-
sammenhang gebracht zu werden.

Dieser Argumentation des Arbeit-
nehmers folgt das BAG nicht. Zwar
setze die Veröffentlichung von
Bildaufnahmen nach § 22 Kunstur-
heberrechtsgesetz (KUG) die Ein-
willigung des Beschäftigten voraus.
So sei das Recht am eigenen Bild
betroffen. Diese Einwilligung sei
jedoch vorliegend schriftlich erteilt
worden und daher auch bei Berück-
sichtigung des informationellen
Selbstbestimmungsrechtes des Mit-
arbeiters nicht zu beanstanden.

Die erteilte Einwilligung des Ar-
beitnehmers gilt nach Auffassung
des BAG auch über das Ende des
Beschäftigungsverhältnisses hin-
ausgehend fort, weil sie keine Be-
grenzung der Veröffentlichung auf
die Dauer des Arbeitsverhältnisses
enthalte. Ein Widerruf der Einwilli-
gung sei zwar möglich, der Beschäf-
tigte hätte jedoch einen plausiblen
Grund angeben müssen, warum er
mit der weiteren Veröffentlichung
nicht mehr einverstanden sei. Daran
fehle es vorliegend. Der Arbeitneh-
mer habe insoweit keinen plausib-
len Grund mitgeteilt.

Das BAG hat die gegenläufigen
Interessen des Unternehmens und
des ausgeschiedenen Mitarbei-
ters - das Recht am eingerichteten
und ausgeübten Gewerbebetrieb
bzw. das Persönlichkeitsrecht - ge-
geneinander abgewogen. Das BAG
hat das Recht des Arbeitnehmers
maßgeblich deshalb zurücktreten
lassen, weil der „Sekundenauftritt“
des Arbeitnehmers lediglich Illust-
rationszwecken gedient habe, die
Persönlichkeit des Arbeitnehmers
jedoch nicht in den Vordergrund ge-
stellt worden sei. Deshalb habe der
ehemalige Mitarbeiter nicht davon
ausgehen dürfen, dass die Verwen-
dungsrechte des Arbeitgebers nach
Ausscheiden des Arbeitnehmers aus
dem Unternehmen enden würden.

Ein anderes Ergebnis habe zur Kon-
sequenz, dass Werbevideos mit Mit-
arbeitern faktisch nicht mehr mög-
lich seien, weil die Fluktuation der
Belegschaft als heutige Unterneh-
mensrealität zu berücksichtigen sei.

Ein wirksamer Widerruf erfordere
einen plausiblen Grund. Der ehema-
lige Arbeitnehmer müsse darlegen,
warum seine einmal erteilte Einwil-
ligung keinen Bestand mehr haben
solle. Das Argument, nach dem
Ende des Arbeitsverhältnisses nicht
mehr mit dem Arbeitgeber in

Verbindung gebracht werden zu
wollen, reiche nicht. Denkbar ist in
diesem Zusammenhang, dass ein
Widerruf erfolgen kann, sofern ein
Gesinnungswandel erfolgt. Bei-
spielhaft sei der Fall eines Bundes-
wehrsoldaten genannt, der aus der
Bundeswehr ausgeschieden ist, als
Pazifist öffentlich auftritt und mit
der Bundeswehr im Rahmen von
Imagevideos nicht mehr in Verbin-
dung gebracht werden will.

Was bedeutet die Entscheidung
des BAG für die tägliche Praxis?

Aus der Perspektive des Arbeitge-
bers ist dringend dazu zu raten, für
den Fall der Erstellung und Veröf-
fentlichung von Imagevideos im In-
ternet die schriftliche Einwilligung
der beteiligten Arbeitnehmer ein-

zuholen. Sofern ein Arbeitnehmer
damit nicht einverstanden ist, sollte
er bei der Erstellung von Imagevide-
os außen vor gelassen werden. Der
Arbeitgeber sollte die Arbeitnehmer
von Anfang an transparent darüber
in Kenntnis setzen, für welche Zwe-
cke die Aufnahmen erfolgen und in
welcher Art und Weise eine Darstel-
lung öffentlich geplant ist.

Aus Arbeitnehmersicht ist anzu-
raten, die Erteilung einer entspre-
chenden Einwilligung vorab sorg-
fältig zu prüfen und zu überdenken.
Keinesfalls besteht ein Zwang, an
entsprechenden Maßnahmen des
Arbeitgebers mitzuwirken. Insbe-
sondere besteht die Möglichkeit,
ein Widerrufsrecht für den Fall der
Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses explizit zu formulieren. Davon
sollte gegebenenfalls Gebrauch ge-
macht werden.

Vor dem Hintergrund, dass es heute
eher der Regel als der Ausnahme
entspricht, dass Unternehmen ihre
Website intensiv zur Außendarstel-
lung nutzen oder aber in sozialen
Medien in Erscheinung treten, ist
die Entscheidung des BAG von er-
heblicher praktischer Relevanz. Es
ist davon auszugehen, dass sich die
Rechtsprechung in diesem Bereich
mittelfristig ausweiten und damit
vertiefen wird.

Dr. Stephan Renners
Fachanwalt für Arbeitsrecht,
Mediator


